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Erste Details zum neuen System
Broschüre über Neuaufstellung der Abfallentsorgung informieren über Änderungen ab 2026 – 80-Liter-Tonne entfällt

Von unserer Redakteurin
Elfi Hofmann

REGION Auch wenn das Jahr erst
zwei Monate alt ist: Der Landkreis
Heilbronn bereitet sich bereits auf
2026 vor. Dann soll das Angebot für
die Abfallentsorgung erweitert und
die Gelbe Tonne eingeführt werden.
Damit einher gehen allerdings noch
weitere Veränderungen für die Bür-
ger. Darauf wurden die Haushalte in
den vergangenen Tagen mit einer
Broschüre aufmerksam gemacht.
Doch der wirft einige Fragen auf.

Die 40 und 80 Liter fassende Rest-
mülltonne soll beispielsweise weg-
fallen. Behälter mit einem Volumen
von 60, 120 und 240 Liter werden
zwar weiterhin alle zwei Wochen ab-
geholt. Allerdings sind dann nur
noch zwölf Leerungen pro Jahr in-
klusive. Alles, was darüber hinaus
geht, wird extra abgerechnet. Wie
hoch die Gebühren werden, steht
erst Ende des Jahres fest. Die Ton-
nen werden mit einem elektroni-

schen Chip ausgestattet. Genauso
wie die Biobehälter, die an die Haus-
halte kostenlos verteilt werden.
Ähnlich geht auch die Stadt Heil-
bronn vor. Dort folgt ebenfalls in
knapp zwei Jahren die Umstellung.
Die ausgedienten Tonnen können
im Landkreis Anfang 2026 bei einer
kostenfreien Sammelaktion abgege-
ben werden.

Daten Auf den Chips werden ledig-
lich die 16-stelligen Seriennum-
mern, die weltweit nur einmal verge-
ben werden, gespeichert. Damit
können die Tonnen eindeutig zuge-
ordnet werden. Die Leerung wird
zusammen mit Datum und Uhrzeit
im Bordcomputer des Abfallsam-
melfahrzeugs gespeichert. Perso-
nenbezogene Daten sollen laut In-
formationen des Landratsamts nicht
hinterlegt oder gespeichert werden,
der Datenschutz werde „in höchs-
tem Maße gewährleistet“.

Zum kommenden Jahreswechsel
werden Grundstückseigentümer,

Betriebsinhaber und Hausverwal-
tungen zu den gewünschten Behäl-
tergrößen befragt. Ab Herbst 2025
soll dann die Verteilung erfolgen.
Gewogen werden die Behälter übri-
gens weiterhin nicht. Die anfallen-
den Kosten hängen also nicht vom
Gewicht oder der Menge des Mülls
ab.

Neu dazu im Landkreis Heil-
bronn kommt die Gelbe Tonne. Die
gibt es in zwei Größen: 240 und 1100
Liter. Im vierwöchigen Rhythmus
werden die Behälter abgeholt. Wem
der Platz für die Tonne, die übrigens
keinen Chip bekommen wird, fehlt
oder wer grundsätzlich kein Interes-
se daran hat, kann die Leichtstoff-

verpackungen weiterhin zu den Re-
cyclinghöfen bringen. Diese bleiben
geöffnet. Abholgebühren fallen laut
Landratsamt nicht an.

Beschaffung Mieter in Mehrfamili-
enhäusern müssen sich nicht um die
Bestellung der Behälter kümmern.
Das sollen die Eigentümer oder die
Hausverwaltungen übernehmen.
Bisher waren die Mieter in vielen
Fällen selbst für die Beschaffung zu-
ständig. Wer neu in den Kreis zieht,
muss die Tonnen momentan selbst
kaufen. Mitte der 90er Jahre waren
die Biotonnen kostenlos verteilt
worden, 2006 folgten die Behälter
für den Restmüll. Die Ausgaben wa-
ren in beiden Fällen über die Abfall-
gebühren refinanziert worden.

Entscheiden sich die Anwohner
für das volle Programm, stehen in
Zukunft vier Tonnen zur Verfügung:
Neben Rest- und Biomüll sowie der
Gelben Tonne kommt noch der Pa-
pierbehälter dazu, dessen Abholung
weiterhin kostenlos sein wird.

Ab 2026 werden die Bio- und Restmülltonnen mit einem Chip ausgestattet. Dafür
werden die Behälter komplett ausgetauscht. Foto: Archiv/dpa

Von Lisa Könnecke

Meinung

Erfrischend
Das detailgetreue Konzept rund um
einen Citybeach, das Studentinnen
und Studenten der DHBW Heil-
bronn ausgearbeitet haben, klingt
vielversprechend und erfrischend.
Junge Menschen sollten öfter das
Zepter in die Hand bekommen,
wenn es um das Thema Stadtent-
wicklung geht. Sie haben mehr Mut
zum Träumen und preschen mit ei-
ner Kreativität voran, die Heilbronn
gut tut. Auf diesem Wege kam ja
auch schon eine Machbarkeitsstu-
die für eine mögliche Surfwelle zu-
stande. Alles Ideen, die Heilbronn
enorm aufwerten würden und die
Stadt attraktiver machen würde – ob
für Menschen, die vor Ort leben,
oder Touristen. Was den Citybeach
angeht, haben die Studierenden an
alles gedacht: Ein gastronomisches
Angebot, Nachhaltigkeit, Sport und
Party wurden unter anderem thema-
tisiert. Allein der Name COCO-
bronx (in Anlehnung an Heilbronx)
klingt nicht nur exotisch, sondern
ist frech und sorgte sogar nach der
Präsentation für einen kurzen Mo-
ment der Verwunderung. Ob sie
wüssten, dass er bei manch einem
negativ behaftet sei? Und ob! Aber
schnell wurde klar: Er kommt bei
den Studierenden gut an. Vielleicht
erlebt er ja eine Renaissance. Nicht
zu vergessen: Wer will, dass Studen-
ten langfristig in Heilbronn bleiben
und sie nicht nur für eine Vorlesung
in die Stadt pendeln, der sollte ihre
Ideen ernst nehmen.
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Studenten sollten verstärkt am
Stadtgeschehen mitwirken,

findet unsere Autorin.

Richter kritisiert Cannabis-Gesetz scharf
HEILBRONN Alexander Lobmüller befürchtet, dass Großdealer profitieren und Jugendliche gefährdet sind

Von unserem Redakteur
Adrian Hoffmann

B
undesgesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD) ver-
tritt die Auffassung, dass
die geplante Cannabis-Le-

galisierung die Justiz entlasten wird.
Beim Deutschen Richterbund sieht
man das komplett anders. Auch Ale-
xander Lobmüller, Vorsitzender der
Heilbronner Bezirksgruppe des
Richtervereins Baden-Württem-
berg, kritisiert nun das geplante Ge-
setz scharf. „Ins Fäustchen lachen
werden sich vor allem die internatio-
nalen Großdealer“, prophezeit der
50-Jährige, der in seiner Laufbahn in
Heilbronn zahlreiche Drogenhänd-
ler abgeurteilt hat, im Gespräch mit
unserer Zeitung.

Für die Justiz „waren und sind
auch künftig die großen Fische das
Ziel, die Dealer im Hintergrund“.
Diese brächten auch den größten
Ermittlungsaufwand mit sich. „Und
genau da wird das Cannabis-Gesetz
die Dinge nun zum Schlechten ver-
ändern“, sagt Lobmüller, der Vorsit-
zender Richter an einer Strafkam-
mer des Heilbronner Landgerichts

ist. Selbst wenn es künftig um einen
tonnenschweren Cannabishandel
gehe, werde die Polizei die Dealer
weder am Telefon noch in der Woh-
nung oder gar der Öffentlichkeit ab-
hören dürfen. Sie werde auch keine
Handydaten mehr abfragen dürfen.
„Polizeibeamte gehen am besten gar
nicht mehr ans Telefon, wenn eine
andere europäische Polizeidienst-
stelle anruft“, so Lobmüller. Auch
deren Telefonüberwachung werde
in Deutschland dann nicht mehr ver-
wertbar sein. „Das sind ja Zustände
schlimmer als in Kolumbien.“

Mehraufwand Weshalb Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauterbach
die polizeilichen Möglichkeiten, die
genau bei der organisierten Krimi-
nalität enorm wichtig seien, absicht-
lich so rigide beschränke – das sei
ihm nicht nachvollziehbar, sagt Lob-
müller.

Der Deutsche Richterbund hatte
bereits im August vergangenen Jah-
res in einer Stellungnahme zum Re-
ferentenentwurf des Cannabis-Ge-
setzes festgestellt, dass auch auf die
Staatsanwaltschaften ein „ganz er-
heblicher Mehraufwand“ zukom-

men werde. Das Gesetz sieht vor,
dass Menschen, die in der Vergan-
genheit wegen eines Cannabisver-
stoßes auffällig wurden, einen An-
trag im Bundeszentralregister stel-
len können: auf Löschung ihrer Ver-
urteilung. Dies soll für alle zurück-
liegenden Straftaten ohne zeitliche
Befristung gelten. „Falls die Staats-
anwaltschaft diesen Antrag ablehnt,
steht der Rechtsweg zum Oberlan-
desgericht offen“, erklärt Lobmül-
ler. Dieser Rechtsweg wiederum
müsse vom Steuerzahler finanziert
werden.

Besonders kurios sei: Falls Akten
wegen des Datenschutzes bereits
vernichtet seien, solle eine eides-
stattliche Versicherung des Verur-
teilten ausreichend sein, um den
Eintrag zu löschen. „Das ist eine aus-

gesprochen naive und lebensfrem-
de Lösung“, schildert Lobmüller.
Weitaus teurer werde die Angele-
genheit aber bei den aktuell noch
nicht vollstreckten Urteilen. Hier
fehle es an jeglicher Regelung, wie
sich die nun rückwirkend straffrei
gestellten Verstöße auswirkten.
„Muss die Strafe eines Dealers, der
beispielsweise neben einem Kilo-
gramm Heroin auch fünf Gramm
Cannabis für den Eigenbedarf da-
beihatte, nun neu festgesetzt wer-
den?“ Es gelte Tausende Urteile zu
überprüfen. Bei den Gerichten kön-
ne das dazu führen, dass Fristen
nicht eingehalten werden und Ange-
klagte aus dem Gefängnis freikom-
men könnten.

Der Deutsche Richterbund Ba-
den-Württemberg hatte vor weni-

gen Tagen erst in einem Schreiben
an Landesjustizministerin Marion
Gentges (CDU) genau vor solchen
Folgen gewarnt. Die geplante Rück-
wirkung der teilweisen Straffreiheit
für Besitz und Anbau von Cannabis
sei in besonderem Maße bedenk-
lich, heißt es darin. Werde das tat-
sächlich Gesetz, „steht die Funkti-
onstüchtigkeit unserer Strafjustiz
auf dem Spiel“.

Anfällige Jugendliche Künftig soll
jeder Volljährige legal 25 Gramm
Cannabis für den Eigenkonsum kau-
fen können – und zwar unabhängig
davon, woher das Cannabis stammt.
„Ein Einkauf auf dem Schwarzmarkt
ist da deutlich einfacher als der
recht komplizierte Bezug über eine
Anbauvereinigung“, erklärt Lob-
müller. Er war viele Jahre lang Ju-
gendrichter am Heilbronner Amts-
gericht und sieht die Jugend durch
das geplante Gesetz nicht geschützt,
sondern gefährdet.

Minister Lauterbach werde Kin-
dern den Zugang zum Schwarz-
markt vereinfachen. Sie könnten
nicht nur sanktionslos Cannabis er-
werben, auch für Dealer werde der
Strafrahmen für eine gewerbsmäßi-
ge Abgabe von Cannabis an Minder-
jährige deutlich herabgesetzt. „Die
Gründe sucht man im Gesetzesent-
wurf vergebens.“

Dabei seien Jugendliche in der
Phase der Pubertät mitunter anfällig
für eine Suchtproblematik, Grup-
pendynamiken unterworfen und
dann sollen auch noch Sanktionen
wegfallen – mit seinen als Jugend-
richter gesammelten Eindrücken
ließe sich die Cannabis-Legalisie-
rung überhaupt nicht vereinbaren,
beklagt Lobmüller. „Eine solche
Sichtweise ist völliger Wahnsinn
und wälzt die Verantwortung kom-
plett auf die Eltern ab, die jetzt schon
oft an ihre Grenzen stoßen.“

„Es wird die Dinge zum
Schlechten ändern.“

Alexander Lobmüller

„Zustände schlimmer
wie in Kolumbien“
Alexander Lobmüller

Dieses Bild zeigt einen Einblick in eine spanische Hanfplantage, zwei Wochen vor Erntebeginn. Die Legalisierung von Can-
nabis werde die Justiz vor einige Probleme stellen, warnt der Deutsche Richterbund. Foto: B+H Solutions GmbH

Zur Person
Alexander Lobmüller ist Vorsitzen-
der der Heilbronner Bezirksgruppe
des Richtervereins Baden-Württem-
berg. Der 50-Jährige lebt in Heil-
bronn, wo er auch geboren ist. Lob-
müller ist geschieden und hat drei
Kinder. Nach dem Studium an der
Uni Heidelberg und dem Referenda-
riat am Landgericht Heilbronn war er
seit 2001 Richter am Landgericht
und Straf- und Jugendrichter am
Amtsgericht. Seit 2022 ist er Vorsit-
zender Richter in einer Strafkammer
des Landgerichts. Als Mitglied der
CDU kandidiert er für die Gemeinde-
ratswahl in Heilbronn am 9. Juni. aho

Kühlanhänger
brennt aus

ELLHOFEN Am frühen Dienstagmor-
gen ist in Ellhofen ein Kühlanhänger
ausgebrannt. Gegen 0.40 Uhr fiel ei-
nem Speditionsfahrer der brennen-
de Anhänger in der Straße „Holder-
busch“ auf. Trotz sofort eingeleite-
ter Löschversuche durch den Lager-
meister und weitere Mitarbeiter
konnte das Feuer erst durch die Feu-
erwehr gelöscht werden. Die Brand-
ursache war laut Polizei vermutlich
ein technischer Defekt.Ein weiterer
Kühlanhänger leicht beschädigt.
Der Sachschaden wird auf 50 000
Euro geschätzt. red

Morast will OB in
Bretten werden

MASSENBACHHAUSEN Nico Morast,
Bürgermeister in Massenbachhau-
sen, bewirbt sich um den Oberbür-
germeister-Posten in Bretten. Das
hat der 38-Jährige am Dienstag-
abend bekanntgegeben. Er möchte
Bretten „mit neuen Impulsen, mit
viel Erfahrung im Gepäck und mit
meinem unvoreingenommenen
Blick von außen gestalten“, schreibt
Morast auf Instagram. Morast ist
der erste Bewerber, der ins Rennen
um den OB-Posten in der 30 000-Ein-
wohnerstadt geht. Er will die Nach-
folge von Martin Wolff antreten.

„Meine Massenbachhausener
bitte ich um Verständnis für meine
Entscheidung“, schreibt der gebür-
tige Brettener Morast, der die
Kraichgaustadt als „Herzensangele-
genheit“ bezeichnet. Martin Wolff
legt sein Amt in Bretten zum 30. Sep-
tember vorzeitig nieder. Als Wahl-
termin ist der 7. Juli im Gespräch.
Für den Wahlkampf werde er Urlaub
nehmen, kündigte Morast an. ah

©HEILBRONNER STIMME | Landkreis West | REGION | 23 | Mittwoch,  28. Februar  2024 


